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GermanZero e.V. Stellungnahme zum Ref.-Entw. FlexBG

Einleitung
Wir bedanken uns für die Gelegenheit, zum Referentenentwurf des Flexibilität-im-Stromsystem-
Gesetzes (FlexBG) Stellung zu nehmen.

Die Transformation des Stromsystems hin zu 100 % erneuerbaren Energien erfordert einen 
tiefgreifenden Umbau der Infrastruktur. Die Bereitstellung von Flexibilitätsoptionen zur 
Absicherung von Phasen geringer Einspeisung (Dunkelflauten) ist hierfür essenziell. Dies gelingt 
jedoch nur mit klimaneutraler Energieerzeugung. Während der Entwurf im Bereich der 
Digitalisierung und der Konzentration von Verfahren richtige Signale setzt, bedarf er in 
Kernbereichen – insbesondere bei der Privilegierung fossiler Großkraftwerke und dem Abbau von 
Bürgerrechten – einer grundlegenden Überarbeitung und Präzisierung.

I. Keine Privilegierung fossiler Gaskraftwerke (Zu Säule 1)

Die im Entwurf vorgesehene pauschale Einstufung fossiler Gaskraftwerke (auch wenn diese als 
„H2-ready“ deklariert werden) in das überragende öffentliche Interesse wird entschieden 
abgelehnt.

• Fossiler Lock-In: Nach gegenwärtigen Erkenntnissen ist davon auszugehen, dass diese 
Kraftwerke bis mindestens 2045 mit fossilem Erdgas betrieben werden. Dies konterkariert 
die Klimaneutralitätsziele und schafft einen fossilen Lock-In.

• Importabhängigkeit vs. EE-Ausbau: Ein späterer Betrieb mit Wasserstoff erfordert ent-
weder extreme zusätzliche inländische EE-Kapazitäten zur Elektrolyse oder führt zu neuen, 
geopolitisch riskanten Importabhängigkeiten. Zugleich ist es in global risikoreichen Zeiten 
opportun, eine resiliente und daher eher dezentrale Energieversorgung aufzubauen, die 
notfalls auch zum Schwarzstart fähig ist und netzbildende Eigenschaften hat. Beides trifft 
für Gaskraftwerke nicht zu. Erneuerbare Energien in Verbindung mit Stromspeichern und 
schwarzstartfähigen sowie netzbildenden Invertern dagegen sind dafür besser geeignet.

• Überdimensionierung: Die der Kraftwerksstrategie zugrunde gelegten Ausbaupfade (Zubau 
von bis zu 12,5 GW, Gesamtkapazität dann ca. 47 GW) sind energiewirtschaftlich über-
dimensioniert. Wissenschaftliche Residuallast-Konzepte zeigen, dass neben dem massiven 
Zubau von PV und Windenergie ein gezielter Zubau von maximal 5 GW steuerbarer kleiner 
Reservegaskraftwerke auf der Basis von Sondergasen (einschl. Biogas) in Kombination mit 
konsequenter Nachfrageflexibilität (Demand Side Management) und einem technologie-
offenen Mix aus Stromspeichern vollkommen ausreicht, um selbst extreme Dunkelflauten 
sicher zu überbrücken. Hinzu kommen durchlaufende grundlastfähige Energieerzeuger wie 
Müllverbrennungsanlagen, Biomassekraftwerke, Biogaskraftwerke, Laufwasserkraftwerke 
und andere. Auch Geothermiekraftwerke können künftig den Mix unterschiedlicher 
Grundlaststromerzeuger ergänzen. 

• Folgerung: Eine Genehmigungsbeschleunigung für fossile Gaskraftwerke ist unnötig. Sie 
stehen nicht im überragenden öffentlichen Interesse. Dieses Privileg muss ausschließlich 
echten, emissionsfreien Flexibilitätsoptionen wie Stromspeichern sowie dem Ausbau 
erneuerbarer Energien und dem Ausbau sowie Umbau von Stromnetzen vorbehalten 
bleiben.
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II. Differenzierte Beschleunigung bei Pumpspeicherkraftwerken 
(PSKW) (Zu Säule 2)

Die Einführung eines konzentrierten Planfeststellungsverfahrens (One-Stop-Shop) für PSKW im 
EnWG ist grundsätzlich ein pragmatischer Ansatz, bedarf jedoch einer raumordnerischen und 
ökologischen Differenzierung:

• Fokus auf anthropogen überprägte Räume: Eine verfahrensrechtliche Beschleunigung und 
Einschränkung von Beteiligungsrechten ist nur dort gerechtfertigt, wo der Bau in bereits 
stark industriell oder bergbaulich überprägtem Umfeld stattfindet. Ideale und prioritäre 
Standorte sind unter anderem ehemalige Tagebaurestlöcher (z. B. im Rheinischen oder 
Mitteldeutschen Revier) sowie bei geeigneter Standfestigkeit bestehende Deponieflächen 
und Abraumhalden. Hier können enorme Fallhöhen (z. B. bis zu 600 m zwischen Halden-
oberkante und Seegrund im Tagebau Hambach) und bereits vorhandene, brachliegende 
Netzknotenpunkte der Kohlekraftwerke hocheffizient genutzt werden. Auch der Einsatz von
Energiekugeln (StEnSea) wäre in entsprechend tiefen Gewässern möglich.

• Schutz von Räumen mit hoher ökologischer, landschaftlicher Bedeutung und für die 
Erhöhung der Biodiversität: In ökologisch bedeutsamen, naturnahen Flächen mit hohem 
Potenzial für Biodiversität und Renaturierung dürfen die üblichen Einspruchsrechte, 
Umweltprüfungen und die Öffentlichkeitsbeteiligung keinesfalls beschnitten werden. Der 
Schutz von Ökologie, Biodiversität, Natur und Landschaftsschutz darf nicht gegen den 
Klimaschutz ausgespielt werden.

III. Stärkung der Hafeninfrastruktur für Offshore-Windenergie 
(Zu Säule 3)

Der Straffung der Genehmigungsverfahren für die Ansiedlung von Produktions- und Transport-
kapazitäten für Umformer- und Konverterplattformen in Hafengebieten wird ausdrücklich zu-
gestimmt. Dies stellt ein echtes Nadelöhr für den Offshore-Windausbau dar. Die Beschleunigung 
muss sich jedoch strikt auf die logistischen Kernbereiche innerhalb bestehender Hafengebiete 
beschränken.

IV. Einführung eines Priorisierungsmodells und 
Rechtswegverkürzung

Um die Effizienz der Gerichte zu wahren, sollte im Gesetz eine klare Priorisierung eingeführt 
werden. Verfahren für emissionsfreie Speicherprojekte in vorbelasteten Räumen (Säule 2, z. B. 
Tagebau-PSKW) und Netzinfrastruktur (Säule 3) müssen in der behördlichen Bearbeitung prioritär 
behandelt werden. 

Der Verzicht auf die erstinstanzliche Klärung vor dem Verwaltungsgericht stellt einen schwerwie-
genden Eingriff in das System des lückenlosen Rechtsschutzes dar. Diese Verkürzung ist bei den 
prioritären, nachweislich klimaneutralen Speicherprojekten nur dann im Sinne einer Abwägung 
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tolerierbar, wenn das Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht so ausgestaltet ist, dass weder 
die materielle Prüfungstiefe reduziert noch die Hürden für den Rechtssuchenden unzulässig 
erhöht werden. Eine strukturelle Benachteiligung des Rechtsschutzes zugunsten von Investoren-
interessen wird strikt abgelehnt. 

V. Ablehnung des Wegfalls der aufschiebenden Wirkung (Fait 
Accompli)

Die geplante Regelung, wonach Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Zulassungsentscheidun-
gen grundsätzlich keine aufschiebende Wirkung mehr haben (gesetzlicher Sofortvollzug), wird 
entschieden abgelehnt.

Diese Regelung schafft vollendete Tatsachen (Fait Accompli) auf der Baustelle, noch bevor ein 
Gericht die Rechtmäßigkeit der Genehmigung prüfen konnte. Dies hebelt den effektiven Rechts-
schutz von Bürgern und Umweltverbänden ebenso faktisch aus wie die Sicherung schützenswerter 
Güter und Naturräume. Der verfassungsrechtlich garantierte Rechtsschutz muss gewahrt bleiben; 
ein Sofortvollzug darf nur im behördlichen Einzelfall unter strenger Begründung angeordnet 
werden.

VI. Uneingeschränkte Zustimmung zur Digitalisierung

Der geplante Schritt, wasserrechtliche Erlaubnis- und Bewilligungsverfahren vollständig zu digi-
talisieren und elektronisch durchzuführen, wird in vollem Umfang unterstützt. Dies baut Bürokratie
auf Seiten der Wirtschaft und der Verwaltung ab, spart Ressourcen und beschleunigt Verfahren, 
ohne materielle Schutzstandards oder Beteiligungsrechte zu schmälern.

VII. Pragmatische Reduzierung der 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) bei Bestandsanlagen

Der Regelung, bei der Überbauung, Modernisierung oder Erweiterung bestehender Infrastruktur-
projekte die UVP auf die potenziellen zusätzlichen Auswirkungen im Vergleich zum Ist-Zustand zu 
beschränken, wird zugestimmt. Dies verhindert redundante Doppelprüfungen bereits genehmigter 
Standorte und beschleunigt das notwendige „Repowering“ von Netzknoten und Speichern.

Fazit und Forderungen

Das FlexBG hat das Potenzial, den dringend benötigten Ausbau von Stromspeichern – insbeson-
dere durch das Heben der enormen Potenziale in den deutschen Tagebaurevieren (Kombination 
aus großer Fallhöhe, Netzknoten und innovativen Technologien wie Unterwasser-Energiekugeln) – 
massiv voranzubringen.

Dies darf jedoch nicht als Vorwand genutzt werden, um fossile Großkraftwerke zu privilegieren 
oder demokratische Beteiligungsrechte pauschal abzubauen. Wir fordern den Gesetzgeber auf, 
Gaskraftwerke aus dem Privileg des „überragenden öffentlichen Interesses“ zu streichen, den 
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Entfall der aufschiebenden Wirkung zurückzunehmen und die Beschleunigung stattdessen fokus-
siert auf echte, klimaneutrale Speicher- und Hafeninfrastruktur sowie Netzausbau in vorbelasteten 
Räumen zu lenken.

Ansprechpartner:

Dipl.-Geogr. Hans-Jürgen Münnig
Leiter der Fachgruppe Energie

Weidenstraße 2c
D-45549 Sprockhövel

Tel.: +49 2339 928004
mobil: +49 178 9229892 

info@hjmuennig.com
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